
 
 

Auswahl  
weiterer stiftungsrechtlich relevanter Bestimmungen aus dem 

Personen- und Gesellschaftsrecht  
 
 
 

Art. 107 Abs. 4a 

2. Zweck und Gegenstand 

4a) Wo das Gesetz von gemeinnützigen oder wohltätigen Zwecken spricht, sind darunter solche 
Zwecke zu verstehen, durch deren Erfüllung die Allgemeinheit gefördert wird. Eine Förderung der 
Allgemeinheit liegt insbesondere vor, wenn die Tätigkeit dem Gemeinwohl auf karitativem, 
religiösem, humanitärem, wissenschaftlichem, kulturellem, sittlichem, sozialem, sportlichem oder 
ökologischem Gebiet nützt, auch wenn durch die Tätigkeit nur ein bestimmter Personenkreis 
gefördert wird.1  

 

Art. 180a 

1) Wenigstens ein zur Geschäftsführung und Vertretung befugtes Mitglied der Verwaltung einer 
Verbandsperson muss ein Staatsangehöriger einer Vertragspartei des Abkommens über den 
Europäischen Wirtschaftsraum oder eine aufgrund staatsvertraglicher Vereinbarung gleichgestellte 
Person sein und eine inländische Berufszulassung gemäss dem Gesetz über die Treuhänder besitzen.2  

2) Gleichgestellt sind Staatsangehörige einer Vertragspartei des Abkommens über den Europäischen 
Wirtschaftsraum oder aufgrund staatsvertraglicher Vereinbarung gleichgestellte Personen, die über 
einen Ausbildungsnachweis gemäss Art. 2 des Gesetzes über die Treuhänder verfügen und seit 
mindestens einem Jahr in einem hauptberuflichen Dienstverhältnis zu einem zur Treuhändertätigkeit 
befugten Arbeitgeber im Inland stehen und ihre Tätigkeit im Sinne von Abs. 1 im Rahmen dieses 
Dienstverhältnisses ausüben. Personen, die nicht Staatsangehörige einer Vertragspartei des 
Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum oder aufgrund staatsvertraglicher 
Vereinbarung gleichgestellt sind, müssen im Inland eine Niederlassungsbewilligung haben.3 

 

4) Wer beabsichtigt, die Tätigkeiten nach Abs. 1 und 2 auszuüben, meldet dies der Regierung. Die 
Regierung prüft das Vorliegen der Voraussetzungen, stellt gegebenenfalls eine Bestätigung aus und 
führt eine Liste der betreffenden Personen. Änderungen in den Verhältnissen sind der Regierung 
unverzüglich mitzuteilen.4  

 

 

 

                                                 
1 Art. 107 Abs. 4a eingefügt durch LGBl. 2008 Nr. 220 
2 Art. 180a Abs. 1 abgeändert durch LGBl. 2007 Nr. 181. 
3 Art. 180a Abs. 2 abgeändert durch LGBl. 2007 Nr. 181. 
4 Art. 180a Abs. 4 eingefügt durch LGBl. 2003 Nr. 23. 



Art. 182 Abs.2 

(Befugnisse und Pflichten der Geschäftsführung) 

aa) Im Allgemeinen5 

2) Sie hat das Unternehmen der Verbandsperson mit Sorgfalt zu leiten und zu fördern und haftet 
für die Beobachtung der Grundsätze einer sorgfältigen Geschäftsführung und Vertretung. Ein 
Mitglied der Verwaltung handelt im Einklang mit diesen Grundsätzen, wenn es sich bei seiner 
unternehmerischen Entscheidung nicht von sachfremden Interessen leiten liess und 
vernünftigerweise annehmen durfte, auf der Grundlage angemessener Information zum Wohle der 
Verbandsperson zu handeln.6 

 

III. Revisionsstelle7 

Art. 191a8 

1. Ausübung der Revisionsstelle 

1) Sofern gesetzlich nichts anderes bestimmt ist, sind zur Ausübung der Funktion einer 
Revisionsstelle befähigt:  

1. Wirtschaftsprüfer; 

2. Revisionsgesellschaften; 

3. Treuhänder; 

4. Verbandspersonen und Treuunternehmen mit einer Treuhänderbewilligung. 

2) Wo das Gesetz von anerkannter Revisionsstelle oder von Sachverständigen spricht, sind 
darunter Personen gemäss Gesetz über Wirtschaftsprüfer und Revisionsgesellschaften zu verstehen, 
sofern von dem Vorgang Gesellschaften im Sinne von Art. 1063 und Art. 182e Abs. 3 betroffen sind. 

 

Art. 955a Abs. 19  

1a. Öffentlichkeit bei Hinterlegungen 

1) Einsichtnahme, Auszüge, Abschriften oder Zeugnisse von gemäss Art. 990 hinterlegten Akten 
und Schriftstücken sowie von Anmeldungen und Belegen nicht im Öffentlichkeitsregister 
eingetragener Stiftungen und Treuhänderschaften oder von Gründungs- oder Änderungsanzeigen 
nicht im Öffentlichkeitsregister eingetragener Stiftungen können nur vom Hinterleger und 
demjenigen, der hierzu ermächtigt ist, sowie von Gesamtrechtsnachfolgern verlangt werden. 
Vorbehalten bleibt die Bekanntgabe des Repräsentanten oder Zustellbevollmächtigten an inländische 
Strafverfolgungsbehörden, die Stabsstelle FIU und die Finanzmarktaufsicht (FMA). Die Regierung 
regelt das Nähere mit Verordnung.10  

 

 

                                                 
5 Art. 182 Sachüberschrift abgeändert durch LGBl. 2000 Nr. 279. 
6 Art. 182 Abs. 2 abgeändert durch LGBl. 2008 Nr. 220. 
7 Sachüberschrift vor Art. 191a eingefügt durch LGBl. 2000 Nr. 279. 
8 Art. 191a eingefügt durch LGBl. 2000 Nr. 279 
9 Art. 955a eingefügt durch LGBl. 2007 Nr. 38 
10 Art. 955a Abs. 1 abgeändert durch LGBl. 2008 Nr. 220. 



§ 66c SchlT 

5. Anmeldungs-, Hinterlegungs- und Deklarationspflichten bei Stiftungen11 

1) Vom Landgericht kann auf Anzeige der Stiftungsaufsichtsbehörde im Ausserstreitverfahren mit 
einer Ordnungsbusse bis zu 10 000 Franken bestraft werden, wer als Mitglied des Stiftungsrats:  

1. eine Stiftung beim Öffentlichkeitsregister entgegen Art. 552 § 19 Abs. 5 nicht anmeldet; oder 

2. eine Gründungsanzeige entgegen Art. 552 § 20 Abs. 1 iVm Abs. 2 oder eine Änderungsanzeige 
entgegen Art. 552 § 20 Abs. 3 beim Grundbuch- und Öffentlichkeitsregisteramt nicht hinterlegt.12 

2) Die Ordnungsbusse nach Abs. 1 kann fortgesetzt verhängt werden, bis der gesetzliche Zustand 
hergestellt ist.13 

3) Wer vorsätzlich eine inhaltlich unrichtige Erklärung gemäss Art. 552 § 20 Abs. 1 iVm Abs. 2 oder 
gemäss Art. 552 § 20 Abs. 3 abgibt, wird vom Landgericht wegen Übertretung mit einer Busse bis zu 
50 000 Franken, im Nichteinbringlichkeitsfalle mit einer Freiheitsstrafe bis zu sechs Monaten, 
bestraft. Handelt der Täter fahrlässig, wird er vom Landgericht wegen Übertretung mit einer Busse 
bis zu 20 000 Franken, im Nichteinbringlichkeitsfalle mit einer Freiheitsstrafe bis zu drei Monaten, 
bestraft.14 

4) Ebenso ist nach Abs. 3 zu bestrafen, wer als Rechtsanwalt, Treuhänder oder Träger einer 
Berechtigung nach Art. 180a vorsätzlich oder fahrlässig eine unrichtige Bestätigung der Angaben 
gemäss Art. 552 § 20 Abs. 1 iVm Abs. 2 oder gemäss Art. 552 § 20 Abs. 3 vornimmt.15 

5) Disziplinäre Massnahmen bleiben vorbehalten.16 

 

                                                 
11 § 66c Sachüberschrift eingefügt durch LGBl. 2008 Nr. 220 
12 § 66c Abs. 1 eingefügt durch LGBl. 2008 Nr. 220 und abgeändert durch LGBl. 2010 Nr. 454. 
13 § 66c Abs. 2 eingefügt durch LGBl. 2008 Nr. 220. 
14 § 66c Abs. 3 eingefügt durch LGBl. 2008 Nr. 220. 
15 § 66c Abs. 4 eingefügt durch LGBl. 2008 Nr. 220. 
16 § 66c Abs. 5 eingefügt durch LGBl. 2008 Nr. 220. 


